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I m N a m e n d e s V o 1 k e e

Verkündet

am 12„ April 1956
In Sachen

Klägers und ReviSionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 12. April 1956

für Recht erkannt:

Die Revision gegen äas Urteil des Sozialgerichts

Augsburg vom 15. November 1954 wird als unzulässig
verworfen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten._
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Der Kläger erhält Versorgung wegen der gesundheitlichen Schä—

—digungen, die er durch den militärischen Dienst während des

letzten Krieges erlitten hat. Mit Umanerkennungsbescheid vom

290 November 1951 gewährte das Versorgungsamt Hamburg (nicht

Augsburg, wie im Urteil des Landéssozialgerichts aus; f
geführt ist) Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit

um 40 v.H.. Hiergegen erhob der Kläger Berufung und beantrag—

te eine Entschädigung gemäß einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit um 60 V.H.. Während dieses Verfahren lief; veranlaßte

das inzwischen zuständig gewordene Versorgungsamt Augsburg

eine neue ärztliche Untersuchung und setzte die Rente durch

Bescheid vom 17° Dezember 1955 nach einer Minderung der Er*

werbsfähigkeit um 50 V.H„ fest. Auch hiergegen legte der

Kläger Beru”fungein° Diese gemäß 5 215 Abs. 2'u. 4‚Sozialge—
richtsgesetz (SGG) als Klage anzusehenden Berufungen wies das

Sozialgericht Augsburg durch Urteil vom 15. November 1954 ab

und ließ die Berufung zu° '

In die Sitzungsniederschrift des Sozialgerichts vom 15. N04

vember 1954 ist hinter der Urteilsformel unmittelbar vor den
Unterschriften aufgenommen: "Der Vertreter des Beklagten er—
klärte sich unter Übergehung des Rechtsmittels der Berufung

mit der Einlegung der Revision beim Bundessozialgericht ein—

verstanden„" Diese Erklärung hat das Sozialgericht in der
Rechtsmittelbelehrung seines Urteils wiedergegeben, wegen des

Wortlauts des 9 161 SGG-dém Kläger aber anheimgestellt‚ noch

eine schriftliche Erklärung des Beklagten beizuziehen.

Gegen das am 18" Dezember 1954 zugestellte Urteil hat der
.

Kläger mit Schriftsatz vom 17. Januar 1955 — beim Bundesso—

zielgericht eingegangen am 18. Januar 1955 — Sprungrevision
eingelegt, eine Ausfertigung des angefochtenen Urteils beige—

fügt und beantragt9

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom

15° November 1954 und den diesem zugrunde

liegenden Bescheid des Versorgungsamts Augsburg

vom 17° Dezember 1955 aufzuheben„
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Er glaubt, den Nachweis der Einwilligung zur Sprungrevision

durch Vorlage des Urteils geführt zu haben, und rügt unrich—

tige Anwendung des Gesetzes, weil er im Hinblick auf den

Vermerk im Bescheid vom 29. November 1951 "eine ärztliche

Nachuntersuchung.ist von Amts wegen nicht mehr beabsichtigt"

nicht mehr hätte ärztlich untersucht werden dürfen, so daß

ihm die einmal bewilligte Rente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit um 40 v.H° hätte verbleiben müssen, Mit

Schreiben vom 21° Januar 1955 — eingegangen am 22° Januar

1955 —hat der Kläger eine beglaubigte Abschrift der Sitzungs—
niederschrift vorgelegt,

Der Beklagte hat beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfeno

Er führt aus, die zur Niederschrift beim Sozialgericht Augs—

burg abgegebene Erklärung des Vertreters des Beklagten könne

die vom Gesetz geforderte schriftliche Einwilligungserklärung

zur Sprungrevision nicht ersetzen°

Entscheidungsgründe
‚__—.....“ -...._._._..__.__—_

Die Sprungrevision ist fristgerecht eingelegt und begründet

worden. Sie ist aber nicht zulässig; denn es fehlt die durch

@ 161 Abs 1 Satz 2 SGGvorgeschriebene schriftliche Erklä—
rung des Rechtsmittelgegners, er willige in die Einlegung der
Sprungrevision ein '

zu Unrecht nimmt der Kläger an, daß die schriftliche Ein——
willigungserklärung nur beweisen solle, der Rechtsmittelgeg—

ner habe der Einlegung der Sprungrevision zugestimmt, und daß

dieser Nachweis auf jede Art geführt werden könne, also auch

durch die Verweisung auf das Urteil, in dessen Rechtsmittel—

belehrung auf die Erklärung eingegangen ist. Zwar schreibt

@ 161 Abs, 1 Satz 1 SGG als Voraussetzung für die Sprung—
revision allgemein vor, daß der Rechtsmittelgegner einge—

willigt haben muß — ein Vorgang, der sich regelmäßig außer—
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halb des Verfahrens abspielt° Darüber hinaus fordert @ 161
Abs, 1 Satz 2 SGG jedoch, daß der Rechtsmittelgegner schrifte

lich bestätigt, er sei mit der Einlegung der Sprungrevision

einverstanden und daß diese schriftliChe Erklärung der Re—
visionsschrift beigefügt ist° Nach der Zustellung des Urteile

in vollständiger Form läßt das Gesetz mithin bis zum Ablauf H

.der Rechtsmittelfrist dem Rechtsmittelgegner Zeit zur Über—
legung, ob er mit der Einwilligung zur Sprungrevision auf die

zweite Tatsacheninstanz verzichten (@ 161 Abs° 2 SGG) und da—

mit ein wesentliches prozessuales Recht aufgeben will. Gleich—

zeitig ist durch @ 161 Abs. 1 Satz 2 SGG nicht jede, sondern

nur die schriftliche Einwilligungserklärung_und ihre Vorlage

beim Revisionsgericht zu einer dem Rechtsmittel der Sprung—

revision eigentümlichen besonderen Zulässigkeitsvoraussetzung

gemacht worden Nicht die Einwilligung schlechthin genügt,

sondern nur ihre schriftliche Erklärung und Vorlage beim Re—

visionsgericht innerhalb der Revisionsfrist. Die Abgabe der

schriftlichen Einwilligungserhlärung enthält nicht allein eine

selbständige Prozeßhandlung, weil sie den Rechtsstreit vor
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit betrifft, das Ver—
fahren gestaltet und durch das Verfahrensgesetz geregelt ist

(Stein—Jonas, Kommentar zur ZPO 18, Aufl. Vorbem. IV 1 a vor
@ 128)° Sie ist außerdem eine beSondere Prozeßvoraussetzung
für die Sprungrevision Wegen dieser Eigenschaft kann sie
nicht lediglich ein Beweismittel für die Einwilligung sein,

Nach der in Rechtslehre und Rechtsprechung herrschenden Auf—
fassung, der sich der Senat anschließt, sind Voraussetzungen,

Gültigkeit und Eormerfordernisse von Prozeßhandlungen aus—

schließlich nach den Verfahrensgesetzen zu
beurteilen (vgl„

insbesondere RGZ. Bd, 162 S. 65 ff.mit weiteren Nachweisungen)„

Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches können auf sie'

nicht angewandt werden, lediglich die in diesen Vorschriften

niedergelegten bewährten Erfahrungen, z.B. bei Auslegung
von

Willenserklärungen, sind — soweit mit dem Prozeßrecht verein—

bar — zu verwerten (vgl. Stein—Johas, Kommentar zur ZPO 18„Au■°

Verben° V 1 und 2 vor @ 128 mit weiteren Nachweisungen).
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Die in £ 161 Abs. 1 Satz 2 SGG vorgeschriebene Schrift—'

form für die Einwilligungserklärung ist nicht gewahrt°

Im Gegensatz zu anderen Prozeßhandlungen, wie z„B° der

Klageerhebung (s° @ 90 SGG) oder der Eihlegung der Be—

rufung (s. 5 151 Abs. 1 SGG) steht für die EinwilligungS—
erklärung des 5 161 Abs“ 1 Satz 2 SGG eine andere Form ‚
als die Schriftform nicht zur Verfügung. Auch eine Er:

setzung der Schriftform nach @ 126 Abs. 3 BGB ist aus—
geschlossen, weil diese Vorschrift keinen allgemein

bewährten Erfahrungssatz enthält, sondern lediglich für

Verhältnisse außerhalb des Verfahrensrechts eine vor—

wiegend auf Gedanken der Zweckmäßigkeit beruhende Locke—

rung der Formenstrenge anordnet. Die Bestimmung des

@ 126 Abs° 3 BGB-ist deshalb nicht geeignet, einen Ver—
stoß gegen Formen zu heilen, die für Prozeßhandlungen

durch das Verfahrensgesetz zwingend vorgeschrieben sind.

Da demnach die schriftliche Einwilligungserklärung durch

die zur Niederschrift des Sozialgerichts genommenen
Äusserungen des Vertreters der Beklagten nicht ersetzt

werden konnte, sind diese Erklärungen für die Zulässig—

keit der Sprungrevision bedeutungslos. Dabei macht es
keinen Unterschied, ob die beglaubigte Abschrift der

Niederschrift mit der Revisionsschrift oder, wie hier,

nach Ablauf der “evisionsfrist vorgelegt wurde. Denn
in keinem Fall kann die zur Sitzungsniederschrift ab—

gegebene Erklärung die-schriftliche Einwilligungser—

klärung ersetzen; ’

Weil eine den Formvorschriften entsprechende Einwilli—

gungserklärung des Rechtsmittelgegners nicht beige—
bracht wurde, fehlt es an einer Voraussetzung für die

Zulässigkeit der Sprungrevision„ Diese war als unzu—
lässig zu verwerfen, ohne daß über die vom Kläger ge—

rügte Verletzung des materiellen Rechts entschieden
werden konnteq
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Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5‘193 Abs° 1
SGG° ' —

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

